
Erscheinungsweise:
lÄglich mit Ausnahme
der Sonn- und Festtage

Anzeigenpreis:
s) im Anzeigenteil:

die Feile 15 Soldpfennig«
d) im Keklameteil:

die Feile 50 Soldpfennig«
Auf Lammelanzeigen

kommen 50»/<>Anschlag
Für platzvorschristen
kann kein« Sewdsw
übernommen werden

Serichtsstanä für drtcke
ist La!w.

Nr . 30

Kmts- unä Knzeigeblall für äen vberamtsbezirk ^alw
Montag , den 7. Februar 1927.

MM

WM

Bezugspreis:
Inder5taal4ÜSoIdpsennige
wöchentlich mitürägerlohn
Pott - Bezugspreis 40 Sold-

pfennige ohne Bestellgeld

Schluß <ier Anzeigen¬
annahme 8 Uhr vormittags

ön Füllen höherer Gewalt
Hesteht keknttnipruch aukSieferuna
<I»r Seiking oüer auf Rückzahlung

4«, vezugrpreise«

Fernsprecher Nr S

verantwort !. Lchriftleitung:
Friedrich Hans Scheele

vrurk und Verlag
der A Oelschldgsr'schen

Buchdrucherei.

101. Iahrgürrg

Annahme des Vertrauensvotums.
Die Abstimmungen im Reichstag.

Neuer Kampf um Keudell.
TU .Berlin , 7. Febr . Im Reichstage wurde am Samstag

das Vertrauensvotum der Regierungsparteien rmt 235 gegen
174 Stumnen bei 18 Enthaltungen angenommen. Dafür stimm¬
ten mit den vier Regierungsparteien der Bayerische Bauern¬
bund und die Deutsch-Hannoveraner . Geschlossen dagegen
stimmten Sozialdemokraten , Konununisten und Demokraten.
Ferner die Abgeordneten Dr . Wirth sZtr .) , v. Graefe (Völk.)
und Henning sVölk.) . Die anderen Völkischen enthielten sich
der Stimme , ebenso die Wirtschaftspakte !.

Damit waren die Mißtranenscmträge erledigt . Namentlich
ab gestimmt wurde über den kommunistischen Antrag , der die
Reichsregierung zum Austritt aus dem Völkerbund auffordert,
Für den Antrag stimmten neben den Kommunisten auch die
Völkischen. Der Antrag wurde mit 364 gegen 46 Stimmen ab¬
gelehnt. Zur einfachen Abstimmung kam dann der sozialdemo¬
kratische Antrag auf öffentlichen Anschlag der Westarp-Rede im
besetzten Gebiet . Der Antrag wurde gegen Sozialdemokraten
Md Kommunisten abgelehnt.

Die Weite Rcdnergarnitur.
Es war wirklich nicht nötig , daß der Reichstag noch eine

zweite Rednerreihe in Marsch setzte. Was dabei Herauskam,
sst nicht viel mehr als eine Steigerung der Parteileidenschaft
mit unerfreulichen Mitteln , die am Samstag unmittelbar vor
Schluß alle LanL« der Ordnung löste und den Reichstag in einen
Hexenkessel verwandelte , der nur durch einstimmige Vertagung
wieder zur Ruhe zu bringe » war . Hew: Stegeowald vom Zen¬
trum begann sehr ruhig und gemäßigt . Seine Rede war eigent¬
lich das Gegenstück von dem, was tags zuvor Herr v. Guerard
gesagt hatte , sehr viel fveundlicher den Deutschnationalen ge¬
genüber, ohne die Absage nach links. Gerade Herr Stegerwald
hat sich ja immer für die Große Koalition eingesetzt, wie er psy¬
chologisch sehr fein sagte, um di« Massen, die im Haß gegen den
Besitz ausgewachsen sind, mit starker Verantwortung für das Ge¬
setz zu belasten, damit wir endlich aus dieser Atmosphäre des
Hasses herauskommen. Aber er sagte den Sozialdemokraten es
ins Gesicht, daß sie schuld daran sind, wenn es nicht soweit kam.
Damit war tatsächlich der sachliche Inhalt des ganzen Tages
ausgeschöpft.

Was darüber hinausging , war unerfreulich . Die Sozialde¬
mokraten setzten ihre Angriffe gegen den neuen Innenminister
von Keudell fort . Sie sewst haben der Sache ursprünglich offen¬
bar gar nicht so große Bedeutung beigelegt, denn sie haben vor¬
her den Minister davon in Kenntnis gefetzt, daß sie ihn an¬
greifen würden Md ihm auch Mitteilung gemacht von dem Ma¬
terial , das in ihren Händen war . Im Eifer des Gefechtes find
sie aber wohl über ihre Absicht hinausgeschossenMd haben die
ganze Geschichte ernsthaft genommen. Der Sachverhalt ist fol¬
gender: Herr v. Keudell hat wahrend des Kapp-Put 'ches als
Landrat seines Kreises sich der Militärbehörde zur Verfügung
gestellt, die in UebeveinMminung mit seinem Vorgesetzten, dem
Regierungspräsidenten von Frankfurt , eine Reihe von Verfügun¬
gen heransgehen ließ , die den Zweck hatten , Ruhe und Ord¬
nung aufrecht zu erhalten . Die gesamten Oppositionsparteien
machten ihm aber den Vorwurf einer offenen Rebellion , der
auch insofern formell einen gewissen Stützpunkt findet, als Herr
o. Keudell in einer feiner Verordnungen von der ehemaligen
Regierung gesprochen hat . Diese von Herrn LandKberg vor¬
gelesene Verordnung rief im Hause einen ungeheuren Sturm
der Entrüstung hervor . Die Abgeordneten der Linken versuchten
geradezu gegen das Rednerpult worzudringen und überschütteten
den Minister mit Beschimpfungen und Beleidigungen . Vergeb¬
lich schwenkte Herr Löbe feine Glocke, vergeblich rief er die Kom¬
munisten und sogar seine eigenen sozialdemokratischen Freunde
zur Ordnung . Es dauerte Minuten ., bis die Verhandlungen
sehr mühsam fortgesetzt werden konnten. Er hätte vielleicht
besser getan , von sich aus eine Pause eintreten zu lassen. Schließ¬
lich sprach Herr Ulitzka vom Zentrum das erlösende Wort und
bat um eine einstündige Pause , nachdem vorher der Reichskanz¬
ler mitgeteilt hatte , daß er selbstverständlich im Einverständnis
mit Herrn v. Keudell die ganze Angelegenheit untersuchen und
sich auch die Akten der reichlichen Regierung vorlegen lassen will,
sodaß mit größter Beschleunigung Klarheit geschaffen wird . Es
genügt nicht, festznstellen, daß Herr v. Keudell nach dem Kapp-
Putsch bei der preußischen Behörde einen Antrag auf Eröffnung
eines Disziplinarveflährens gestellt hat , daraus aber nie eine
Antwort erhielt.

Einen besonderen Vorwurf machte Herr Lcmdsberg Herrn
von Keudell noch daraus , daß er Maßnahmen gegen den von
der rechtmäßigen Regierung proklamierten Generalstreik erlas¬
sen habe.

In dm Interfraktionellen Besprechungen, die während der
Pause emberufen wurden , hat man zur Angelegenheit Keudell
Stellung genommen. Es wurde erzählt , daß das Zentrum die
sofortige Abberufung des Herm v. Keudell verlangt habe, daß
die Deutschnationalen das aber ablehnten , ha damit die ganze

Koalition im Ausstiegen sei und eine neue Krise beginne. Von
alledem blieb nichts übrig . Das Zentrum erklärte ausdrücklich,
daß die Zustimmung zu dem Vertrauensvotum sämtliche Mini¬
ster einschließlich des Innenministers v. Keudell umfasse, hier
lediglich mit dem Vorbehalt , daß in der Disziplinaruntersu-
chung die gegen ihn erhobenen Anschuldigungen sich als Un¬
recht erweisen.

Das Kapitel der Antrittsvorstellung der neuen Negierung
ist nunmehr beendet. Sie wird in dieser Woche bei der ersten
Beratung des Etats noch einmal ihren Kampf zu führen haben.
Aber die eigentliche Schlacht «ist doch geschlagen. Es sind jetzt
alle Anzeichen dafür gegeben, daß wir wieder in eine Zeit ru¬
higer, sachlicher Arbeit hineinkommen.

Das Vertrauensvotum im Spiegel der Berliner Presto.
Das Ergebnis der Reichstagsabstimmung über das Vertrau¬

ensvotum wird von der Berliner Presse im Zusammenhang mit
de» sozialdemokratischen Angriffen gegen den Reichsinnenmini¬
ster Dr . v. Keudell Angehend besprochen. Die „Tägl . Rund¬
schau"  stellt fest, daß der Regierung mit einer stattlichen Mehr¬
heit das Vertrauen ausgesprochen worden ist und sagt, die
Männer der neuen Regierung würden sich sicher bei der nun be¬
ginnenden praktischen Arbeit nicht schwer zusammensinden und
ineinanderspielen . Die Spekulation der Linken auf einen Zer¬
fall des neuen Ministeriums durch persönliche Gegnerchaft und
Zerwürfnisse innerhalb des Gremiums dürfte daher verfehlt
sein. Die Gefahren für das Kabinett lägen auch nicht in der
Opposition, auch wenn sie noch so wilde Formen annehmen sollte.
Die heutige Regierungsmehrheit habe, wenn sie Zusammenhalte,
es jederzeit in der Hand, ihren Willen dnrchzusetzen. — Die
„A D Z." urteilt : Die von der Negierung gewonnene Mehrheit
gebe ihr die Möglichkeit, nach der langen Krise endlich fachliche
und aufbauende Arbeit in ihre Rechte treten zu lassen. Die
Mehrheit werde zweifellos noch größer werden, wenn Ausgaben
herantreten , bei Lenen es sich nicht, wie jetzt, um die grund¬
sätzliche, parteimäßige Scheidung der Geister handle , sondern um
gemeinsame Probleme des ganzen Volkes. — Die „Germa¬
nia"  schreibt : Das parlamentarische Vorgefecht habe die Re¬
gierung zwar übersianden, aber sie sei nicht ganz ohne Corden
aus dieser Kampagne hervorgegangen . Das bedingte Vertrau¬
ensvotum für Herrn v. Keudell fei in der Annahme ausgestellt
worden, daß die Untersuchung die Unrichtigkeit der gegen ihn
erhobenen Vorwürfe ergeben werde. Treffe diese Annahme nicht
zu, dann ergäben sich für Herm v. Keudell naheliegende Konse-
guenzen. Der Garant der deutschnationalen Versprechungen
könne schwerlich ein Mann fein, der sich schon einmal über die
Verfassung hinwsggesetzt habe und heute noch erkläre, er würde
in gleicher Lage ähnlich handeln. Das Zentrum sei sich der
Schwierigkeit einer Koalition mit den Deutschnationalen im¬
mer bewußt gewesen. Aber die drei letzten Tage hätten auch
bewiesen, daß das Zentrum ein« starke Stellung habe und daß
es wohl in der Lage sei, seiner Auffassung Geltung zu verschaf¬
fen. — Das „Berliner Tageblatt"  meint , mit dem Ver¬
trauensvotum habe die Reichsregierung den ersten Teil eines
Weges zurückgelegt, der bisher nur aus deutchnationalen Un-
gtuasfällen bestanden habe . Es sei «in beispielloser Vorgang,
daß einem Minister das Vertrauen nur unter Vorbehalt aus¬
gesprochen worden sei. Man dürfe wohl annehmen, daß Herr
v. Keudell im Reichsinnenministerium nur eine kurze Gastrolle
geben weide. — Der „Vorwärts"  meint , das günstige Er¬
gebnis für die Regierung fei darauf zurückznfiihren, daß die
Banks der Regierungsparteien ausgezeichnet besetzt gewesen feien,
während die Opposition auffallende Lücken zeigte. Von den So¬
zialdemokraten hätten allein 20 gefehlt. Die Fraktion werde
die Gründe für Las Fernbleiben dieser Abgeordneten zu prüfen
haben. Am übrigen fchr das Blatt fort , Material zusammen-
zutra ^en, das gegen Herrn v. Keudell zeugen soll.

Dr. SLrefemann ln Urlaub.
TU Berlin . 7. Febr . Wie die Telunion von zuständiger

Stelle erfährt , hat sich Reichsaußenministsr Dr . Stresemann am
gestrigen Sonntag aus mchrcr« Wochen in Erholungsurlaub be¬
geben.

Wie amtlich zu der Urlaubsreife des Reichsaußenministers
Dr . Stresemann ergänzend mitgeteilt wird , wird Staats¬
sekretär Dr . v. Schubert in Vertretung des Minister » die Ge¬
schifft« des Auswärtigen Amtes führen.

*

Die Stürbe der Rheinlandbefatzung.
Noch 75 VW M««» Besatzungstruppen.

TU Berlin . 7. Febr . Wie der demokratisch« Zeitungrdienst
mitteilt , beträgt nach den deutschen Schätzungen di« Zcchl der
Besatzungstruppen am Rhein gegenwärtig immer noch 75000
Mann und zwar 60 500 Franzosen, 7600 Belgier und 8000 Eng¬
länder . Seit dem Herbst vorigen Jahres find die Besatzungs-
truppen wm rund 4500 Mann verringert worden. Es hat aber
den Anjchein, als ob das vorgesehene DsrringerungSprogramm
damit einstweilen seinen Abschluß gesunden hat . Jedenfalls ist
aus deutscher Seite nichts davon bekannt, daß in der nächsten
Zeit noch weitere Dvuppev-uMchziehuNgen vor sich gehW.

Tages -Spiegel.
Im Reichstag wurde am Samstag das Vertrauensvotum für

die neue Regier »,y mit 235 gegen 174 Stimmen angenom¬men.

In der Aussprache im Reichstag setzte der Sprecher der Sozial¬
demokratie Landsberg seine Angriffe gegen Minister v. Ken
bell fort.

»

Reichsaußenminister Dr . Stresemann hat gestern einen Erho¬
lungsurlaub angetreteir.

*

Botschafter von Hoesch und Außenminister Briand tauschten die
Noten über das Entwaffnungskompromiß aus.

-»

Briand sprach sich in einer großen Rede für die unbedingte;
Fortsetzung der Friedenspolitik aus.

«

Der spanische Kabincttsrat hat den regelmäßigen direkten Zep-
pelindicnst zwischen Sevilla und Südamerika genehmigt.

»
Präsident Coolidgr hat dem amerikanischen Senat die Teil»

nähme an der bevorstehenden Weltwirtschaftskonferenz emp¬
fohlen.

Notifikation
des Entrvaffrrungskompronrlffes.

TU . Paris , 7. Febr . Fm Verlaufe des Samstag Nachmit¬
tags hat zwischen dem Botschafter v. Hoesch und Außenminister
Briand , der im Auftrag der in der Botschafterkonferenz ver¬
tretenen Mächte handelte , ein Notenaustausch stattgcfnnden, in.
dem die beiden Parteien sich das Kompromiß über tue LK-
befestigungê wtifizieren.

Botschafter von Hoesch in Berlin.
Der deutsche Botschafter Dr . v. Hoesch ist gestern früh in

Berlin eingetroffen und hatte im Laufe des Tages eine längere
Aussprache mit dem Reichsaußenminister und dem Staats¬
sekretär des Auswärtigen Amtes.

Keine neue Volksabstimmung
in Eupen —Malmedy.

Belgien lehnt eine neue Volksabstimmung für Eupen-
Malmedy ab.

TU . Brüssel , 7. Febr . Die belgisch« Regierung hat heute
dem Gouverneur von Lüttich ihre Antwort auf den Wunsch der
Presse von Eupew-Malmedy , eine zweite unbeeinflußte Volks¬
abstimmung in dem annektierten Gebiet abzuhalten , überwie¬
sen. In dieser Antwort wird daraus hingewiesen, daß Eupew-
Malmedy mit der nach dem Versailler Vertrag ab gehaltenen
ersten Volksabstimmung ein für allemal belgisches Gebiet ge¬
worden sei, zumal der VSlkerbnndsrat die erste Volksabstim¬
mung ratifiziert habe. _

Die englisch-russische Spannung.
TU London, 7. Febr. Nach englischen Blättern fordert ein

Teil des Kabinetts mit Nachdruck den Abbruch der diplomati¬
schen Beziehungen mit Rußland , Kündigung des englisch-russi¬
schen Handelsabkommens und Ausweisung der russischen Hau-
delsdelogierten . Diese Angelegenheit wird morgen im Parla¬
ment zur Sprache kommen.

Wie aus Moskau berichtet wird , hat der Rat der Volkskom»
mtssare in seiner letzten Ätzung unter anderem auch über die
russischenglischen Beziehungen beraten . Irgendwelche positiven
Beschlüsse find jedoch nicht gefaßt worden. Di« russische Press«
vorhält sich gleichfalls zu dieser Frage vorläufig zurückhaltend.
Di« Sowjetregiernng hat weitere Guthaben bei den englischen
Banken gekündigt. Es wird erwartet , daß dieser Tage ein wei¬
terer Transport von russischem Gold nach Rußland zurückgeN

Die Politik Englands in China.
TU London, 7. Febr . In unterrichteten Kreisen verlautet,

daß der englische Kabinettsrat beschlossen hat , die bisherige
Eymapolitik aufrecht zu erhalten . Di« letzten in Kanton und
in Peking gemachten Etnigmngsvorschläge bleiben ebenso beste¬
hen, wie die bereit» getrofstnen militärischen Maßnahmen zum
Schutze des englischen Lebens und Eigentums in China . Nach
Pekinger Meldungen hat Marschall Tschcmgt'olin beim ameri¬
kanischen Gesandten gegen die Entsendung amerikanischer Kriegs¬
schiffe nach China Protest eingelegt. Privatim habe der Mar¬
schall jedoch wissen lassen, daß ihm die ausländischen Streit-
Küste tn China zur Erjchütternng der Macht Kantons nicht



Umschau.
Mit der in Paris erfolgten Einigung Ger die Frage der

orutschen Ostfestungen  ist nunmehr das gesamte Entrvaff-
imngSproblem erledigt. Die Bescheinigung über die erfolgte Abrüstung
Deutschlands ist endlich nach äußerst langwierigen Verhandlungen er¬
teilt worden. Nachdem über die Frage der Ausfuhr von Kriegsgerät
schon vor wenigen Tagen eine Einigung erzielt war, stand die zweite
der sogenannten Restfragcn noch immer offen, das Problem der Be¬
festigungen an der deutschen Süd- und Ostgrenze. Vor dem Krieg«
sollten den Schutz der deutschen Ostgrenze stcherstrllen und er-
höhen die Weichselfestungen Danzig, Marienburg, Graudenz, Kulm,
Thorn sowie Posen. Dazu kamen noch die schlesischen Festungen
Glatz, Glogau und Neisse. Königsberg und Lötzen hatten die Auf¬
gabe, einen von Nordosten anrückenden Gegner aufzuhalten. Keine die¬
ser Festungen ist im Kriege von den Feinden erobert worden, wohl
aber mutzten Graubenz, Kulm, Thorn und Posen an Polen abgetre¬
ten werden. Deutschland verblieben somit nur Königsberg, Villau,
Lötzen, Marienburg und die schlesische Festungsgruppe Glatz, Glo-
au und Neisse. Ueber dieses deutsche Festungssystem bestimmt nun
-er Artikel 180 des Friedensvertrages: .Das BefestigungSshstem
an der Süd- und Ostgrenzc Deutschlands bleibt in seinem jetzigen Zu¬
land bestehen." Ueber die Auslegung dieses Artikels sind sehr erheb¬
liche Meinungsverschiedenheitenmit den Alliierten entstanden, die sich
bis zum letzten Termin hinzogen, der in den Genfer Vereinbarungen
vom Dezember vorigen Jahres für die Erledigung der sogenannten
Restpunkte festgesetzt war. Es entstanden dabei verschiedene Probleme.
So mußte einmal der Begriff „Befestigungssystem an der Süd- und
Ostgrenze" räumlich begrenzt werden. Soweit bislang Einzelheiten
der Verständigung bekannt worden sind, ist diese Frage der räumlichen
Begrenzung des Festungssystemsin einem für Deutschland nicht un¬
günstigen Sinne erledigt worden. Zum anderen mußte aber auch die
Frage geklärt werden, wie die Worte des Vertrages, daß das Be-
sestigungssystem„in seinem jetzigen Zustand" bestehen bleiben soll,
auSzulegen sind. Hier ist allem Anschein nach der deutsche Stand¬
punkt nur zu einem kleinen Teil zur Geltung gekommen. Es ist wohl
.ugestanden, daß einige Modernisierungen vorgcnommen werden, wie
-!wa, daß Bauten aus Mauerwerk nunmehr in Beton hergestellt wer¬
den können, doch ist festgesetzt worden, daß ein Ausbau der Festungs¬
werke nicht statlfinden darf. Die dritte wichtige Frage, die geklärt
werden mußte, war die, was mit den nach 1920 errichteten FeftungS-
dauten geschehen soll. Man wird zunächst einmal die genauen Ein¬
zelheiten des Abkommens abzuwarten haben, doch scheint ein erheb-
icher Teil der Neubauten erhalten zu bleiben, während allerdings ein
Leil geschleift werden muß Man versichert dabei, daß der Schutz Ost¬
preußens, soweit das im Rahmen des Versailler Vertrages möglich
st, stchergestellt werden konnte. Deutschland wir- nach den Pariser

Vereinbarungen einen Teil seiner Anlagen sprengen und schleifen
müssen. Es hat dabei nur den einen schwachen Trost, daß nach
den Pariser Vereinbarungen die Entwaffnungsfrage endlich grund¬
sätzlich erledigt ist, was ja auch in dem Abzug der J .M.KK. seinen
Ausdruck findet. Alle Abwicklungsfragen, die sich jetzt noch ergeben,
werden nunmehr nur noch auf diplomatischem Wege ihre Erledigung
finden, so daß man wohl annehmen darf, daß hier Schwierigkeiten
nicht mehr entstehen werden.

Den Wahlen in den einzelnen deutschen Freistaaten briirgt inan
durchweg im ganzen Reich ein starkes Interesse entgegen, da sie bis
zu einem gewissen Grade als politisches Stimmungsbarometer be¬
trachtet werden können. Uneingeschränkter Wert für die Beurteilung
der politischen Stimmung im deutschen Volke ist ihnen jedoch nicht
ohne weiteres zuzuerkennen. In den verschiedenen FrÄstaaten lie¬
gen die Verhältnisse sehr verschieden und bei den Wahlen stehen nicht
die großen Fragen der Reichspolitik, sondern die Fragen der Landes-
politik zur Debatte. Es erscheint deshalb auch falsch, aus den thü -
ringischen Wahlen  allzu weitgehende Schlüsse zu ziehen. We¬
sentlich ist, daß die Wahlbeteiligung, die tm Jahre 1924, nachdem
vorher Thüringen zu einem rein sozialistischen Expertmentterkessel ge¬
worden war, und das Reich bekanntlich eingreifen mußte, um in Thü¬
ringen geordnete Verhältnisse zu schaffen, den ungewöhnlich hohen
Satz von 90 Prozent erreichte, jetzt auf 65 Prozent zurückgegangen
ist. Dieser Rückgang der Wahlbeteiligung und die gleichzeitige Her¬
absetzung der Abgeordnetenziffer von 72 auf 56 erschweren naturge¬
mäß den Vergleich sehr stark. Sicher ist, daß der Ordmmgsblock al¬
lein nicht mehr über die Mehrheit verfügt. Seine Einheitsliste bringt
es auf 19 Mandate und steht damit den Sozialdemokraten gleich,
die es auf 18 Mandate bringen und die ihre Wählerzahl haben stei¬
gern können. Der Ausgang der Wahlen wird denn auch nicht mit
Unrecht als totes Rennen bezeichnet, da hier, wie in Sachsen, die Re¬
gierungsbildungäußerst schwierig sein wird. Stimmungsgemäß
scheint beachtenswert, daß die Demokraten einen starken Verlust er¬
litten haben, zweifellos ist ein Teil ihrer Anhänger zur Wirtschafts-
Partei übergegangen, die ähnlich wie in den sächsischen Wahlen, bedeu¬
tende Erfolge erringen konnte, was vielleicht nicht zuletzt darauf zu¬
rückzuführen ist, daß weite Kreise die rein« Parteipolittk über haben
und in dieser Partei eine Vertretung ihrer Wirtschaftsinteressenzu
finden meinen.

Die neuerdings China  airgebotenen englischen Konzes¬
sionen  lassen erkennen, daß die englische Außenpolitik von dem Be¬
streben geleitet wird, ohne bewaffnete Intervention mit China, insbe¬
sondere der Kantonregierung, zu einer endgültigen Regelung der
schwebenden Unstimmigkeiten zu kommen. Man wird zugeben müssen,
daß vom Standpunkt des stolzen Albion aus die angebotenen Kon¬
zessionen als ganz außerordentlich zu bezeichnen sind. Die tieferen
Gründe für diese weitgehende Nachgiebigkeit gegenüber den Wün¬
schen des chinesischen Nationalismus erklären sich durch zwei entschei¬
dende Momente: Einmal handelt es sich außenpolitisch um die Stel¬
lung des englischen Imperiums im Pazifik, zum anderen um die rein
wirtschaftlichen Interessen Englands in China. Drei Mächte sind eS,
die zur Zeit unter allen Umständen das Gleichgewicht im Stillen
Ozean zu erhalten bestrebt sind, da ja die Vorherrschaft einer dieser
Mächte ohne eine Katastrophenpolitiküberhaupt nicht zu denken wäre.
Diese drei Mächte sind England, Japan und die Vereinigten Staaten
von Amerika. Am schärfsten ringen zunächst um die chinesische Seele
England und Japan . Das Verhältnis dieser beiden großen Staaten
ist dadurch noch besonders kompliziert, daß England in diesem Falle
auf seine Dominions Australien, Neuseeland und Kanada weit¬
gehende Rücksichten zu nehmen hat, denn diese beiden Kolonien sind
bekanntlich in hohem Maße japanfeindlich eingestellt mit Rücksicht auf
das Rassenproblem. Andererseits ist jedoch nicht zu verkennen, daß
zwischen England und Japan sich auch manche Berührungspunkte ih¬
rer Interessen ergeben. Beide haben bei aller Rivalität in der Wirt¬
schaftspolitik ein ausgesprochenes Interesse an der Erhaltung des chi¬
nesischen Marktes und ebenso gemeinsam ist ihnen die Abwehrstellung
gegen Moskau Auch monarchische Tendenzen geben bedeutsame Be-

I rührungspunkte, wie tvetter beide in der möglichst weitgehenden Ab¬
wehr der amerikanischenKonkurrenz auf dem chinesischen Markte
eines Sinnes sein dürsten. Nachdem Japans Wirtschaft sich infolge
der Unterstützung der Alliierten durch seinen Eintritt in den Krieg
gegen die Mittelmächte in der Folge wirtschaftlich von England un¬
abhängig zu machen verstanden hatte, hat es zwar seine hochfligenden
Hoffnungen, die eS an den Ausgang des Weltkrieges geknüpft hatte,
sehr weit zurückstecken müssen. Es kam schließlich zu einer Verständi¬
gung zwischen den wirtschaftlichen Konkurrenten, wonach Nordchina
in das japanische, Südchina in das englisch-amerikanische Interessen¬
gebiet fallen sollte. Inzwischen hat jedoch Japan eingesehen, daß es
dabet ein reichlich schlechtes Geschäft gemacht hat und es hat infolge¬
dessen alle Anstrengungen gemacht, um aus der gegenwärtigen Situa¬
tion die möglichen Vorteile herauszuschlagrn. Es hat deshalb Japan
der Kantonregierung gegenüber eine außerordentlich vorsichtige, wenn
nicht offen freundliche Haltung einzunehmen für richtig befunden. Die
Folge war ein großer Wettlauf um die Gunst der südchineflschen
Machthaber zwischen England und Japan und wesentlich auf die¬
sen Umstand, die Angst vor einem Siege Japans in diesem Ringen
und dadurch sich ergebende wirtschaftliche Auswirkungen, ist offensicht¬
lich das weitgehende Entgegenkommen der englischen Politik gegen¬
über Chinas Wünschen zurückzuführen.

Die Wahl
der neuen badischen Minister.

LU. Karlsruhe, 5. Febr. In der gestrigen Nachmittags-
sitzung des badischen Landtags wurde der Ministerialdirektorim
Ministerium des Kultus und Unterrichts, Dr. Franz Joseph
Schmitt, Miglied der Zentrumspartei, mit 46 (Zentrum, So¬
zialdemokraten und Demokraten) von 66 abgegebenen Stimmen
zum Finanzminffter und damit zum Nachfolger des zum Reichs-
sinanzminffterernannten Dr . Köhler gewählt. Die Deutsch¬
nationalen und die Abgeordneten der Deutschen Volkspartei
gaben weiße Zettel ab. Die Zettel der Kommunisten waren un¬
gültig. Der neue Finanzminister führte anschließend an seine
Wahl in einer kurzen programmatischen Erklärung aus, daß er
den Reichsgedanken treu, wie bisher Dr. Köhler, wahren werde,
die Eigenstaatlichkeit aber besonders in steuerlicher und finan¬
zieller Hinsicht nachdrücklichstvertreten werde. Mit den Nach¬
barstaaten toerde er, soweit cs sich um gemeinsame finanzielle Ar¬
beiten handle, in möglichster Fühlungnahme bleiben. Anschlie¬
ßend wurde Justizminister Dr. Trunk (Z.) mit 46 von 66 ab¬
gegebenen Stimmen zum Staatspräsidenten gewählt. 17 weiße
Zettel wurden von Deutschnationalenund Deutscher Volkspar-
tel abgegeben, 3 kommunistische Zettel waren ungültig.

Benefch über die deutsch-tschechischen
Beziehungen.

Im auswärtigen Ausschuß des tschechoslowakischenAbge¬
ordnetenhauses gab der Außenminister Dr. Bene sch eine Er¬
klärung über die außenpolitische Lage ab. Der Minister betonte,
mit Nachdruck die guten Beziehungen zwischen Prag und Berlin,
die er als Ergebnis seiner bisherigen Politik ansche. Die Auf¬
hebung der deutschen Militärkontrolle habe naturgemäß in Un¬
garn und in Bulgarien den Wunsch nach Aufhebung ihrer Mi¬
litärkontrolle verstärkt. Die kleine Entente habe dagegen speziell
nichts einzuwenden, jedoch müsse sich die Aufhebung der Kon¬
trolle in denselben Bahnen bewegen, wie in Deutschland. Die
kleine Entente wolle zu einem guten Verhältnis zu Ungarn kom¬
men. Zu den österreichisch-tschechoslowakischen Beziehungen be¬
merkte der Minister, daß bei der Anschlußfrageniemals ge¬
wisse Verträge vergessen werden dürsten, die eingehalten wer¬
den müßten. Dr. Benesch verwahrte sich dann gegen den Bor¬
wurf eines christlich-sozialen Abgeordneten, die Tschechoslowakei
sei nur ein Gendarm Frankreichs. Die Tschechoslowakei treibe
im Gegenteil unabhängige tschechoslowakische Politik. Dr. Be¬
nesch betont«, daß di« Tschechoslowakei wohl bestrebt sei, ihr
Verhältnis zu Frankreich aufrecht zu erhalten, daß st« aber auch
zu dem bestmöglichsten Verhältnis mit Deutschland gelangen
wolle. Dieses Ziel habe die Tschechoslowakei bereits praktisch
erreicht und diese Politik würde sie auch weiterhin verfolgen.
Bezüglich der Handelsverträge mit Deutschland erklärte er so¬
dann, daß die Verhandlungenmit Deutschland in den nächsten
Monaten beginnen würden. Es würde hier zwar einige Schwie¬

rigkeiten geben, er hoffe aber, diese in kurzer Zeit beseitigen
zu können. -

Offener Konflikt
zwischen Danzig und Polen.

TU . Danzig, 5. Febr. Nach Meldungen polnischer Blätter
hat sich der Danziger Fimnzsenator nach Berlin begeben, um
sich dort einen gewisen Betrag als Anleihe zu sichern, falls Dan¬
zig im Zusammenhang mit dem Scheitern der Danzig-Polnischen
Verhandlungen über das Tabakmonopol verpflichtet sein sollte,
den Anteil an den Zollabgaben seit September 1926 zurückzu¬
zahlen.

Die Telegraphen-Union erfährt hierzu folgendes: Zwischen
Danzig und Polen ist nach Abbruch der ergebnislos verlaufenen
Verhandlungen über die Organisation des Danziger Tabak¬
monopols ein offener Konflikt ausgebrochen. Polen droht, für
den Fall , daß bis zum 1. April eine Einigung über die Gestal¬
tung des Danziger Tabakmonopols nicht zustande kommt, das
Danzig-polnische Abkommen über die Neuregelung der Zollein¬
nahmen zu annullieren. Da Danzig seit dem 1. September schon
erhebliche Vorschüsse auf dieses Abkommen bezogen hat, würde
Danzig ungefähr 3 Millionen Danziger Gulden an die Repu¬
blik zurückzuzahlen haben. Der Danziger Finanzsenator ist nun
nach Berlin gerefft, um zu klären, wie Danzig die 3 Millionen
Gulden in Polen zurückzahlen kann, was um so schwieriger sein
dürste, da der Völkerbundsrat im September vorigen Jahres
Danzig die Vergrößerung seiner schwebenden Schuld strikte
untersagt hat . Man ersieht hieraus, daß Polen wieder darauf

ausgrht, durch finanzielle Druckmittel Danzig politisch gefügig
zu machen. Der ganze Streit ist darauf zurückzuführen, daß Po¬
len sich darauf versteifte, sich an der Danziger Tabakmonopol-
betriebsgesellschast finanziell zu beteiligen. Eine solche polni¬
sche Beteiligung lehnt aber die Freie Stadt Danzig aus poli¬
tischen und wirtschaftlichen Gründen ab. Polen legt es nunmehr
auf eine Machtpolitik an und will Danzig dadurch in die Knie
zwingen, daß es das Danzig-polnische Abkommen vom 20. Sep¬
tember 1926 über die Zolleinnahmen kündigt und Danzig da¬
durch zwingen will, 3 Millionen Gulden zurückzuzahlen, was
für Danzig angesichts seiner an sich schon ungünstigen finanzi¬
ellen Lage im Augenblick ganz unmöglich ist.

Briand über die französische
Außenpolitik.

TU. Paris , 5. Febr. Gestern nachmittag trat die Senats¬
kommission für auswärtige Angelegenheitenunter dem Vorsitz
Lucien Huberts zusammen und nahm einen Bericht Briands
über die auswärtige Politik Frankreichs entgegen. Briand
wandte sich einleitend heftig gegen die Pressekampagne und ver¬
teidigte sich gegen die Beschuldigungen, die Interessen Frank¬
reichs außer Acht zu lassen. Der Minffterrat habe ihm stets das
Vertrauen in die Kontinuität seiner Politik ausgesprochen;
das Abkommen von Thoirh habe die Lücken des Versailler Ver¬
trages ausgefüllt. Die Westgrcnze sei zum ersten Male von
Deutschland anerkannt und von den Alliierten garantiert wor¬
den. Was die deutsche Ostgrenze anbetreffe, so habe Locarno
ebenfalls Garantien gebracht, da Deutschland sich verpflichtet
habe, niemals mit Waffengewalt die Grenzen zu ändern. Die
Räumung der Kölner Zone sei auf Grund des Versailler Ver¬
trags und nicht der Abmachungen von Locarno erfolgt. Was
das mystische Frühstück von Thoiry anbelange, so könne er nur
wiederholen, daß er keine Verpflichtung zu einer vorzeitigen
Nheinlandräumung eingegangen sei. Er habe Dr. Stresemann
wissen lassen, daß, solange zwischen Frankreich und Deutsch¬
land kein Abkommen hierüber zustande gekommen sei, die Frage
der französischen Sicherheit nicht definitiv geregelt sei. Frank¬
reich könne nicht den Versailler Vertrag aufheben. Er habe
weiterhin erklärt, daß Frankreich geneigt sei, jede sich bietende
Gelegenheit zu «greifen zur Festigung des Friedens. Dieser sei
von der Zusammenarbeitzwischen den beiden Völkern abhängig.
Dann ging Briand auf die Frage der Abrüstungskontrolle
Deutschlands ein und stellte fest, daß mit dem 1. Februar in
Berlin die interalliierte Militärkontrollkommisston aufgelöst sei,
für die der Versailler Vertrag nur beschränkte Dauer-vorgesehen
habe. Das könnte jedoch nicht beunruhigen, da bereits im Jahre
1924 ihre Ersetzung durch die Jnvestigationskommission des Völ¬
kerbundes beschlossen wurde und Deutschland habe diese Be-
dmgung angenommen. Frankreich habe in Locarno den Frie¬
den gewollt und wolle ihn mehr als jemals. Es werde jedoch
nicht die Organisation seiner materiellen Macht vernachlässigen,
um seine moralische Stellung zu befestigen. In der Aussprache
beantwortete Briand die ihm gestellten Fragen und stellte fest,
daß die gegenwärtige Lage Frankreichs gut sei. Seine Allian¬
zen und Freundschaftenmit den anderen Völkern, sowie seine
Arbeit gestatteten Frankreich zwar ohne übertriebenen Optimis¬
mus, aber mit Vertrauen in die Zukunft zu blicken. Briand
schloß mit der Versicherung, daß er keine persönliche Außen¬
politik treibe, sondern die auswärtigen Angelegenheiten stets im
Minffterrat erörtert und die Entschlüsse nach freiem Meinungs¬
austausch mit seinen Ministerkollegen gefaßt werden. Frank¬
reich sei keine Verpflichtung eingegangen, die den Versailler Ver¬
trag einschränken könne. Er werde seine bisherige Friedens¬
politik mit allen Sicherheiten, die im Interesse des Landes er«
forderlich seien, weiterführen.

Aus aller Welt.
Eine Drahtseilbahn auf den Dachstein.

Ans den Dachstein soll eine Drahtseilbahn erbaut werden,
Mit den Arbeiten dürfte schon Ende Februar oder Anfang
März begonnen werden. Die Bahn wir- von -en österreichi¬
schen Bundcsforsten, bezw. der Bundesforstverwaltung, projek¬
tiert . Sie soll mit Hilfe einer Zwffchenstation auch zu den be¬
rühmten Dachsteinhöhlen führen.

Deutsche Theatergastspiele in Paris.
Die beiden Präsidenten der Deutschen Bühnengenossenschaft,

Rickelt und Wallauer, weilen in Paris zur Besprechung von
Berufssragen mit der französischen Schauspielerorganisation.
Die beiden Führer der deutschen Schauspieler legen auch die
Einzelheiten für die tm Mai tn Paris stattfindendenGastspiele
des Dresdener Staatstheaters und Max Reinhardts fest. Den
beiden deutschen Schauspielern wurde im Institut für interna¬
tionale geistige Zusammenarbeit ein herzlicher Empfang zuteil,
bei dem Tristan Bernard die Bedeutung der Kunst für den
Menschheitsfrieden pries.

Der Düsseldorfer Regie-Schieberprozeß.
Am 4. Verhandlungstag des Regie-Schieberprozeßbrachten

die Aussagen der Angeklagten weitere Enthüllungen. So er¬
gab sich, daß ein Zug mit 82 beladenen Güterwagen, der dem
Leutnant Dumay zum Transport nach Duisburg übergeben wor¬
den war, niemals in Duisburg angekommen ist. In einem an¬
deren Fall verschwand ein Waggon Kupfer, der ebenfalls ver¬
schoben wurde. Nach der Aussage eines Angeklagten hat Leut¬
nant Payhol 75 Ernemann-Objektive zum Verkauf mit nach
Paris genommen.

Erdbeben in Schanghai.
Ein heftiges Erdbeben erschütterte eine halbe Minute lang

die Stadt Schanghai. 1 Stunde später wurde ein Weitere-
Beben von 70 Sekunden Dauer verspürt. Ob Schaden ange¬
richtet wurde, ist noch nicht bekannt.
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findet am Dienstag, den 8. Februar 1927 abend»
8 Ahr im Restaurant Schlankerer statt

Tagesordnung: Tätigkeitsbericht, Kassenbericht, Ersatz¬
wahl,Bericht des Wegwarts , Bekannt¬
gabe des Wanderprogramms siir 1927,
Uebergabed. Ehrenzeichens für 18 Mit¬
glieder. die ihr 25 jähriges Vereins¬
jubiläum begehen.

Die verehr!. Mitglieder wollen sich recht zahlreich ein¬
finden. Der Borstand.

>!
Ml «» « gWNW.

Abzugeben bet der
Polizeiwache Ealw.
Verloren

ging gestern auf dem
Marktplatz ein

Schlüssel
Der Finder möge den¬
selben geg. Belohnung
abgeben Marktvl .8111

MMllMllNdMMM
ist bei genügender Beteiligung vom

Württ . Landesgswerbeamt
die Einrichtung von
LA ». aik n̂an mit2 —ZwöchigerDauer
ALUkseN NW - in Calw
geplant . Das Unterrichtsgeid beträgt für den Teilnehmer
RM . 10. Anmeldungen sofort , spätestens bis 11. Fedr . an

den Vorstand der Gewerbeschule:
I . A. d. Landesgewerbeamts : Aldi « gee.

Lalw, den7. Februar 1927.

Ueber Weihnachten ging ein

gelber Teppich
perlore«.

Der ehrliche Finder wird ge¬
beten, ihn abzugeben bet der
Geschäftsstelle dieses Blattes

2 Winter-
Aeberzieher

schw. u. dklbl. zu verkaufen.
Nonnenstr. 1371.

ss.Ä 3̂rr6N(.ei>t«Sv«...»
ÄZsrelten
LI » Lorten

IL Lruyöre-Pkeifen
Koni.

LLl/vi

Preisermötzigung
Um mein Lager in fertiger DamenmSfchezu räumen, gewähre ich ab heute ganz

erhebliche Preisermäßigung
aus Damen-Tag- und Nachthemden, Bett¬
jacken, Stickerei-Beinkleider, Untertaillen,
Anterröcke»letztere in weißu. färb., sowie feine Wäsche«
batiste, echtsarb. Blusenflanelleu.feine geftr. Zephir

Julie Schimpf
Tüchtiger, zuverlässiger

sucht sofort Stellung.
Zu erfragen in der Ge¬

schäftsstelle ds. Bl.

KkusMnus-LehrliW
für Marmsakturwarengeschüst aufs Frühjahr

gesucht.
Schriftliche Bewerbungen unter G . B . 1999 an die

Geschäftsstelle des Calwer Tagblattes erbeten.

Zwei -Zimmer-
Wohnung

Mit Küche und Zubehör
sofort oder später zu ver¬
mieten.

Lederstratze VS.

Der Stadtauflage unseres
Blattes liegt ein Prospekt
der Firma Wronker Pforz¬
heim über die Weiße Woche
bei. Auf dir Schaufenster
und die sehenswerte Innen«
dekorationenwird besonders
aufmerksam gemacht.

S « 2

Fisch¬
tran

für Schweine billigst zu
haben bei

R . Hauber.

Württ. Foeftamt
Ttammheim (O/A Calw.)

MelholzstWe«.
Berums.

Am Dienstag , den 18,
Febr. nachm. 3 Ahr in
Stammheim im Wald«
Horn aus Staatswaid Dtstr.
Dickemer Wald , Stamm-
heimer Mark und Weiler
Baust : 2M ls . 408 id,
272 II.. 57 lll. Kl. : Hagst:
61 I.. 317 ll.. 254 IIL Kl. :
Hopsenst: 715 l.. 793 ll..
23 lll ., 250 IV.. 80 V. Kl.
Losverzeichnisse durch die
Forstdirektton G. f. H.
Stuttgart.

Württ. Forstamt
Enzklösterle.

im schriftlichen Aufstrelch.
Am Donnerstag , de«

17. Febr. 1927 nachm.
2>/, Uhr in Enzklösterle
im Geschäftszimmer des
Forsts rntsausStaatswald
Fo : Langh . fm : 218 l.,
382 II.. 342 lll., 107 IV,.
42 V.,9VI ..Sägh : sm: 10I..
40 ll., 15 lll. : Fi und Ta
Langh : fm : 356 I., 363 II..
334 lll., 153 IV., 138 V.,
56 Vl.. Sägh : 19 l.. 39 II..
10 lll. Kl. Losverzeichnisse
u. Angebotsvordrucke durch
die Forstdirektion G. f. H.
Stuttgart.

Liebenzell.
Im Wege der

Zwangs¬
vollstreckung

versteigere ich am Mittwoch
d.9.ds.Mts .,vorm . 19 Ahr
gegen bare Bezahlung:

1eich. Zimmerbüfetl.
1eich.Kredenz,leich.
Schrank ca.2mKreit
Aürig,»Chaiselongue
mit gehSkelter Decher

vorm. 11 Ahr:
4« Dose» .Wolda"
Wach holder kröntet-
sat. 48 Pöcke Hellt«
fenche;

nachm. 2 Uhr:
MgLachsarb?,22 kg
trockene Sarbeu.ver¬
schiedene Schablonen
ansPapierundMech.

Zusammenkunftb.Rathaus.
Gerichtsvollzieher

beim Amtsgericht Ealw
Ohngemach.

veberall
erkältlick in

(juälltät
»incl

S S,><-

LktfenfloMs

7e>sze>iliIlPWtUfVftO!
SS94 DU

Preis 35 Pfennig

Rötenbach.

Einen Wurf

MchschMiSt
verkauft.

Johanne« Stoll.

Für die Konfirmation
Schwarze und farbige

Kleiderstoffe
ingroßerAuswahlzubilligeu Preisen

Cheviot . . von Mk. 2.— ab Serge . . . von Mk. 4.70 ab
Popeline . von Mk. 2.60 ab Satin . . . von Mk. 5.— ab
Mohair . . von Mk. 2.80 ab Samt . . . von Mk. 6.S0 ab

Prinzeßröcke, Strümpfe, Hemden, Beinkleider
Untertaillen Hemdhosen Taschentücher
Paul RSuchle, am Markt, Calw

Altburg
Geschäftsempfehlung

Der verehrten Einwohnerschaft von hier und Umgebung zur gefl. Kenntnis,daß ich hier im Hause des Herr « Staudt «« ein

eröffnen werde. Ich werde bestrebt sein, meine werte Kundschaft zu ihrer Zu¬friedenheit zu bedienen und bitte um geneigten Zuspruch.

Friedrich Bühler , Friseurgeschäft
Zigarren und Zigaretten / Toiletteartikel

WM ükl WMkll Wel!

Oe§r. 1905

>Vpl 88 kMOd

im ttauge

8a1. 8i§mann
l êinentiau8 W38ctiefabri1c
PPOP ^ NLllVl
Lcke Leopold - und ^errennerstrake

LeZinn ZarnstaZ, tten 5. pebruar
Ollnsti§8te Lin!c3uk8§ele§enkeit

rur .̂N8ckakkun8 von >Vü8ctie und LrLutLU88t3ttunZen

öesickti^en 8ie bitte meine Lckaukenster, vvelcke Iknen
einen Peil  meiner beistun^zfäkl̂ Icelt reifen zverclen



MI>. mid SS«ei»emM m Kali».
Die Abhaltung des am Mittwoch , den 9. Februar

1927, in Calw fälligen Vieh - und Schweinemarkte » wird
vorbehaltlich der Nichtausbreitung der Maul - und Klauen¬
seuche unter denselben Bedingungen gestattet wie die Ab¬
haltung des Calwer Vieh - und Schweinemarktes am 12.
Januar 1927 (siehe oberamtl . Bekanntmachung vom S.
Januar 1927 im Calwer Tagblatt ).

Aus Sperrbezirken (Gemeinde Neuweiler ) dürfen
Tiere nicht zugeführt werden , auch dürfen Personen aus
Sperrbezirken den Markt nicht besuchen.

Beginn des Schweinemarktes >/,8 Uhr,
Beginn des Biehmarktes Uhr.
Die Ortspoli - eibehörden werden beauftragt , diese

Marktvorschriften ortsüblich bekanntzumachen.
Calw , den S F̂ebruar 1927.

Oberamt : Nagel Amtmann.

Oberhaugftett.
MelhsWilgenverkauf.

Nächsten Donnerstag » den *0. Febr. 1927,
von vorm . 18 Uhr an kommen aus dem hiesigen
Gemeindewald zum Verkauf:

Baustangen:
136 St . Is. 90 St . lb. 29 St . ll., 14 St . III. Klasse;

Hagstangen:
41 Stück32 Stück ll. 46 Stück III. Klasse;

Hopfenstangen:
62 Stück l. Klasse.

Zusammenkunft im Ort. Gemeinderat.

Hirsau , den 7. Februar 1927.

Danksagung.
Für die vielen Beweise herzlicher Liebe

und Teilnahme beim Heimgänge unseres
lieben Vaters , Großvaters , Urgroßvaters,
Schwagers und Onkels

Mol»Müll
sagen wir herzlichen Dank . Besonders danken
wir dem Herrn Geistlichen für seine trost¬
reichen Worte , für die vielen Kranzspenden
und Gaben sowie den Herren Ehrenträgern,
ganz besonders für die Wohltaten vonsetten
der Bereinigten Deckenfabriken Calw.

Die trauernde « Hinterbliebenen.

Reuhengftett , den 5. Febr. 1927. 8

Danksagung.

Für die vielen Beweise herzlicher Teil¬
nahme , die wir beim tzmscheiden meines
lieben Mannes

Ludwig Heritier
Schneidermeister

erfahren dursten , sagen wir unseren herzlichen
Dank . Besonders sagen wir dem Herrn
Pfarrer für die trostreichen Worte , dem Herrn
Lehrer mit dem Mädchenchor , den Herren
Ehrenträgern für ihren letzten Liebesdienst,
der Schneiderinnung für die Kranznieder¬
legung am Grade und allen , die ihk zur
letzten Ruhestätte begleiteten , auf diesem
Wege unseren innigsten Dank.

3m Name«
der trauernden Hinterbliebene«

Marie Heritier.

lirgerr

»ZU-ckrer GpenLe cm

in bedeutsamer Abschnitt in brr Geschichte unserer Landes -Univerfität Tübingen steht in diesem Jahre bevor ; denn
450 Jahre find nunmehr vergangen , seitdem Graf Eberhard im Bart , nach seinen Stifterworten , „ diesen Brunnen

M des Lebens gegraben " hat . Kaum eine Universität ist so eng mit der kulturelle » Entwicklung ihres Stammes
verbunden , hat so nachhaltig auf das gesamte Leben des Landes eingewirkt , wie dir Tübinger , dir darum , wen«
irgend eine , den Namen einer LandeS - Universität  verdient . Die Eberhard -Karls -Univerfität und

Württemberg find eins . Das Gefühl der Verbundenheit mit Tübingens Hoher Schule lebt aber auch in allen , die in der weiten
Welt dem schwäbischen Namen Ehre machen , in allen , die aus anderen deutschen Gauen und aus der Ferne nach Tübingen ge¬
kommen sind, um sich dort geistige Grundlagen für das spätere Leben zu erwerben.

Zu erhebendem Ausdruck kam diese Einheit im Jahre 1877 . Während jedoch damals die Universität ihr 400jährigeö Jubel¬
fest im Glanz und in der Fülle des erstarkenden Deutschen Reiches feiern durfte , fällt das Fest dieses Jahres in eine Zeit , deren
Not auch vor den Toren der Universität nicht Halt gemacht hat . Diese Not hat das Gefühl der Zusammengehörigkeit nur noch
vertieft und den Willen geweckt, an ihrer Linderung mitzuhelfen.

Wem die gesunde Entwicklung des geistigen , öffentlichen und wirtschaftlichen Lebens unseres Volkes am Herzen liegt , der wird
darum trotz eigener Sorgen hilfsbereit dem Gedanken zustimmen , unserer Tübinger LandeS -Universität in diesem denkwürdigen
Jahre eine Spende zu überreichen , eine Spende , die nicht äußerem Glanze dienen , soll, die vielmehr die lebenschaffende Kraft der
Universität zu erhöhen bestimmt ist. , ^

Die Spende soll vor allem der Universität die Aufgabe erleichtern , einen vollwertigen wissenschaftlichen Nachwuchs für sich selbst
wie für das ganze Land sicherzustellen . Daß hier ernste Gefahren vorliegen , haben die letzten Jahre immer deutlicher gezeigt.
Darüber hinaus gilt es , Bedürfnisse zu befriedigen , die nicht oder nicht ganz aus öffentlichen Mitteln gedeckt werden können»
insbesondere auch solche, die aus dem Verlangen nach geistiger und körperlicher Ertüchtigung der studentische« Jugend entspringen.

Im Hinblick auf die Mannigfaltigkeit der Bedürfnisse soll der Universität die Spende zu freier Verfügung übergeben
werden Sie wird dabei einen aus den Reihen der Spender gebildeten Beirat zur Mitwirkung heranziehcn.

o ergeht denn die Bitte , zum Gelingen des Werkes beizutragen , an das ganze Württemberg « Volk und an alle
Freunde der Universität Tübingen , insbesondere an die ehemaligen Tübinger Studenten und an die Angehörigen
der Wirtschaft in allen ihren Zweigen , sowie an alle Schwaben in der weiten Welt.
Wir wollen durch diese Spende zeigen , daß wir größer sind als die Not.
Die Jubiläumsfeier findet in den Tagen vom 24 . bis 2S . Juli statt . Gaben für t >e Spende werden von unserer

Zeitung , ferner von allen Postämtern des Landes und den durch Aushang kenntlich gemachten Geschäften entgegengenommen.
Außerdem können sie an die „ Tübinger Jubiläumsspende " Stuttgart , Lindenstraße 4 , Postscheckkonto Stuttgart Nr . S9S9 . über¬
wiesen werden.

Stuttgart,  im Januar 1927.

Im Auftrag oes AebeitsausfchuffeS:
Rau Laurenfchlagee

S t a a 1 s r a t. vberbürgermeiste ».

MniMrstkigerW.
Am Dienstag » de« 8. Februar , verkaufe

von mittags 2 Uhr ab im Bergrat Schüz 'schen
Haufe gegen Barzahlung folgendes:

1 schönen Herrenschreibtisch (eichen ) »
1 Sopha , 1 vollständiges Bett , 1 Nacht-

tischle , lLiegestuhl,4Polstersefsel,2Tische
Nachtstuhl , Bettlade mit Rost » Garde¬
robeständer , Blumen - Ständer , einige
Bett - Stücke , 2 Stühle , Küchen -Tifch,
1 Serviertischle , 2 Ofenschirme und
anderes mehr.

Eutenmann
Stadtinoentierer.

1TW oval, lauer Steh-
pull. 3St.Wollmatratze«
1Beitrost. leis.Ziininer-
osen noch neum.8in Rohr
einige gerahmte Bilder,
ferner einige Vorhänge,
lHandwagen.

3u erfragen in der Ge¬
schäftsstelle dieses Blattes.

Herren - KonseLtion
Kau»

man
bei

neuesten Mustern und Formen
Mk zgoo zzoo ggoo gzoo tzgoo 2 ^ 00 tzgoo bis Mk . 12800

Münlel vielen Formen und Mustern für jede Jahreszeit Mk . 2700 zgoo zgoo ggoo tzgoo tzgoo
bis Mk . 14S0 « Lodenmäntel von Mk . 2V«>bis Mk . 80 °« Pelerinen Mk . 18 °o bis Mk . 38 «,
Gummi-Mäntel von Mk . 18 «> bis Mk . 80 °« Windjacken Mk . IN«) bis Mk . 21 «)

ÄoseN 2eughosen Mk . 4 ^ bis Mk . S«) Samtkordhosen Mk . 9 ^ 11«) 14 °»
^ ' Lederhosen Mk . 8 «* bis Mk . IZoo Halbwollene Hosen Mk . 8 «) bis Mk . 21 «) S,

Paul Räuchle, am Markt, Calw.
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